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Haushaltssatzung des 
Schulverbandes Buch a.Erlbach 

für das Haushaltsjahr 2021 

I. 

Aufgrund der Art. 9 ff BaySchFG sowie der Art. 63 ff der Gemeindeordnung (GO) erlässt der 
Schulverband Buch a.Erlbach folgende Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art. 24 KommZG 
bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 756.300,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 293.500,00 € 
festgesetzt. 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 
aufgenommen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
(1) Verwaltungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2021 auf 563.400,00 € fest-
gesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 1. Oktober 2020 auf 250 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Schulverbandsumlage wird je Schüler auf 2.253,60 € festgesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2021 auf 61.200,00 € festgesetzt 
und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 1. Oktober 2020 auf 250 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Schüler auf 244,80 € festgesetzt. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 120.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 

II. 

Das Landratsamt Landshut hat die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan des Schulverbandes Buch 
a.Erlbach für das Haushaltsjahr 2021 mit Schreiben vom 21.12.2020 rechtsaufsichtlich gewürdigt. 

III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht und liegt in der Geschäftsstelle des Schulver-
bandes Buch a.Erlbach, Rathausplatz 1, 84172 Buch a.Erlbach innerhalb der allgemeinen 
Geschäftsstunden zur Einsichtnahme bereit. 
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Buch a.Erlbach, 13.01.2021 
Schulverband Buch a.Erlbach 
 
Gez. 
Elisabeth Winklmaier-Wenzl 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(20 – 9410.1 vom 18.01.2021) 
 
 
 
Vollzug des Wasserrechts und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung; 
Erteilung einer Plangenehmigung für die Errichtung einer Fischaufstiegshilfe an der 
Wasserkraftanlage Högldorfer Mühle an der Großen Laber sowie die Änderung des 
Beschlusses vom 22.07.1926 für den Austausch der Benutzungsanlage und die Einbringung 
einer Öffnung am Hochwasserentlastungswehr auf den Grundstücken Fl.Nrn. 1570/5, 1546/3 
und 1550/0, Gemarkung Pattendorf, Stadt Rottenburg 

Allgemeine Vorprüfung 

Herr Franz Sorg beantragt mit den vorgelegten Planunterlagen vom 30.10.2020 des 
Ingenieurbüros Pfeffer die Erteilung der wasserrechtlichen Gestattung für die Errichtung einer 
Fischaufstiegshilfe an der Wasserkraftanlage Högldorfer Mühle an der Großen Laber sowie die 
Änderung des Beschlusses vom 22.07.1926 für den Austausch der Benutzungsanlage und die 
Einbringung einer Öffnung am Hochwasserentlastungswehr auf den Grundstücken Fl.Nrn. 1570/5, 
1546/3 und 1550/0, Gemarkung Pattendorf, Stadt Rottenburg. 
 

Gemäß § 5 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. Ziffer 
13.14 und 13.18.1 der Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ zum UVPG ist für die Errichtung 
und Betrieb einer Wasserkraftanlage und für Ausbaumaßnahmen, die nicht von Nr. 13.18.2 erfasst 
sind, eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen.  
 

Die allgemeine UVP-Vorprüfung erfolgt gemäß § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. Ziffer 13.14 und 13.18.1 
des Anhang 1 zum UVPG. Folglich ist im Rahmen einer überschlägigen Prüfung unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Dies ist der Fall, wenn das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, welche nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
 

Es sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die in Ziffer 2.3 der Anlage 3 zum UVPG 
genannten Gebiete zu erwarten. Insbesondere wird das im Planungsbereich befindliche Biotop 
nicht beeinträchtigt und eine signifikante Änderung des Überschwemmungsgebietes ist aufgrund 
der geplanten Maßnahme nicht zu erwarten. 
 

Mithin ist nach Prüfung aller zum Prüfungszeitpunkt bekannten Fakten die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. 
 

Dieses Vorprüfungsergebnis wird hiermit gemäß § 5 Absatz 2 UVPG bekanntgegeben. Die 
entscheidungsbegründenden Unterlagen können während der allgemeinen Dienststunden – nach 
vorheriger Terminabsprache - im Zimmer 405 des Landratsamts Landshut eingesehen werden.  
 
Landshut, 19.01.2021 
Sachgebiet 23 
 
gez. 
Herrmann 
 
(Nr. 23-6431.3-1-6608 vom 19.01.2021) 
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Wahl zum 20. Deutschen Bundestag 
am 26. September 2021 

 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
gemäß § 32 Bundeswahlordnung (BWO) 

 
Der Bundespräsident hat mit Anordnung vom 8. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2769) als Termin für 
die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag den 26. September 2021 festgesetzt. 

Gemäß § 32 BWO fordere ich hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung der Wahlvorschläge 
auf. 

1 Rechtsgrundlagen 

Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbesondere folgende Rechtsvorschriften 
maßgeblich: 

• Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. 
November 2020 (BGBl. I S. 2395) geändert worden ist 

• Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 
2002 (BGBl. I S. 1376), die zuletzt durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist 

2 Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von 
Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem 
Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 

3 Einreichungsfrist und -ort 

Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter frühzeitig, jedoch 

spätestens am 19. Juli 2021 bis 18:00 Uhr, 

schriftlich einzureichen (§ 19 BWG).  

Die Anschriften des Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 230 „Rottal-Inn“ lauten wie folgt: 

Briefanschrift     Haus- und Paketanschrift 
Kreiswahlleiter    Kreiswahlleiter 
Landratsamt Rottal-Inn   Landratsamt Rottal-Inn 
Postfach 12 57    Ringstraße 4-7 
84342 Pfarrkirchen    84347 Pfarrkirchen 

Das zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Büro des Kreiswahlleiters 
befindet sich im Gebäude 1, Zimmer 134. 

Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die einzureichenden Unterlagen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen (§ 
54 Abs. 2 BWG). Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

4 Beteiligungsanzeige 

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie  

spätestens am 21. Juni 2021 bis 18:00 Uhr 

dem Bundeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der 
Bundes-wahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 

In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten 
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Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden (§ 18 
Abs. 2 BWG). 

Die Entscheidung des Bundeswahlausschusses, ob die Vereinigungen, die ihre Beteiligung 
angezeigt haben, für die Wahl als Partei anzuerkennen sind, ist für alle Wahlorgane 
verbindlich (§ 18 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 1. Halbsatz BWG). 

Die Anschriften des Bundeswahlleiters lauten wie folgt:  

Briefanschrift      Haus- und Paketanschrift 

Der Bundeswahlleiter     Der Bundeswahlleiter 
Statistisches Bundesamt    Statistisches Bundesamt 
65180 Wiesbaden     Gustav-Stresemann-Ring 11 

65189 Wiesbaden 

Weitere Informationen finden sich im Internetangebot des Bundeswahlleiters: 
https://www.bundeswahlleiter.de/bundestagswahlen/2021/informationen-wahlbewerber.html 

5 Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

Die Aufstellung von Bewerbern darf seit 25. Juni 2020 erfolgen. Die Wahl von Vertretern für 
Vertreterversammlungen ist bereits seit 25. März 2020 möglich.  

Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. 
Sie müssen unter anderem den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das 
Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers sowie 
den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort, enthalten. Sie sollen ferner 
Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten (§ 20 Abs. 4 BWG, § 34 Abs. 1 BWO). 

5.1 Unterzeichnende 

Der Kreiswahlvorschlag ist von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landes-
verbandes der Partei, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich zu unterzeichnen. 

Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband oder keine einheitliche 
Landesorganisation, so ist der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der nächstniedrigen 
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, in gleicher Weise zu unterzeichnen. 
Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der 
Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 
entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2 BWG, § 
34 Abs. 2 BWO). 

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. § 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO 
(siehe Punkt 5.2) gilt entsprechend (§ 34 Abs. 3 BWO). 

5.2 Unterstützungsunterschriften 

Für die in § 18 Abs. 2 BWG genannten Parteien (siehe hierzu oben Nr. 4) sind außerdem 
von 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14 zur BWO zu erbringen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG).  

Gleiches gilt für andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewerber, § 20 
Abs. 3 BWG). 

Die Unterschriften müssen persönlich und handschriftlich geleistet werden. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein 
und ist bei Einreichung des Wahlvorschlags nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). Auf 
einem Formblatt kann jeweils nur eine Unterstützungsunterschrift geleistet werden. 
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Die Formblätter werden auf Anforderung in der benötigten Stückzahl vom Kreiswahlleiter 
kostenfrei geliefert. Sie können auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt 
werden. Bei der Anforderung der Formblätter ist dem Kreiswahlleiter Folgendes mitzuteilen 
bzw. vorzulegen: 

• Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden 
Bewerbers sind anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass 
für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Post-
fachs genügt nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den 
Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen deren Kennwort anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 Sätze 2 bis 4 BWO).  

• Bei Parteien ferner eine Bestätigung, dass die Aufstellung des Bewerbers in einer 
Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 
21 BWG erfolgt ist (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 Satz 5 BWO). 

Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der 
Anlage 14 zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er im 
Wahlkreis wahlberechtigt ist (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 BWO).  

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 
mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren 
Kreiswahlvorschlägen ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO). 

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerber durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO). 

5.3 Bewerber 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber 
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als 
Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

Als Bewerber kann nur benannt werden, wer am Wahltag 

• Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist,  

• das 18. Lebensjahr vollendet hat und  

• nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 

Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag zudem nur benannt werden, 
wer 

• nicht Mitglied einer anderen Partei ist und  

• in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in einer 

besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung entsprechend den Bestimmungen des 

§ 21 BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist. 

5.4 Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 

Dem Kreiswahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO ist Folgendes 
beizufügen (§ 34 Abs. 5 BWO): 

• die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur 
BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 

• eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der 
Anlage 16 zur BWO, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist, 
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• ggf. die erforderliche Zahl an Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen 
des Wahlrechts nach dem Muster der Anlage 14 zur BWO (siehe Nr. 5.2). 

 

Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien zudem 

• eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist (nach dem Muster 
der Anlage 17 zur BWO), im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung,  

• die nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebene Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 18 zur BWO, 

• eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem 
Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO, dass er nicht Mitglied 
einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist; für die Abnahme 
der Versicherung an Eides statt gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entsprechend. 

 

6 Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen, Beseitigung von Mängeln 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauens-
person und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange 
nicht über seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten 
unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch 
eine von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen 
werden (§ 23 BWG). 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 19. Juli 2021, 18:00 Uhr, kann ein Kreiswahl-
vorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber 
stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Nach der Entscheidung über die Zulassung des 
Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG). 

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel des Kreiswahl-
vorschlages durch die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der 
Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 
werden (§ 25 Abs. 2 BWG). Nach der Entscheidung über die Zulassung des 
Kreiswahlvorschlags ist jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 

7 Formblätter 

Nach Aufstellung des Kreiswahlvorschlags können Formblätter für Unterstützungsunter-
schriften (Anlage 14 zur BWO) beim Kreiswahlleiter angefordert werden (siehe Nr. 5.2). 

Zur Erstellung der übrigen Formblätter (Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO) steht eine 
Webanwendung zur Verfügung. Diese bietet Unterstützung bei der Erstellung der 
Formblätter und hilft Übertragungsfehler zu vermeiden. Die Einrichtung eines Zugangs ist 
beim Kreiswahlleiter möglich (Tel. 08561/20-553 oder per Mail an wahlen@rottal-inn.de). 
Alternativ können dort die Formblätter zum Selbstausfüllen angefordert werden. 

 
gez. 
K u b i t s c h e k 
Kreiswahlleiter 
 
(Nr. 20 –0041.1 vom 19.01.2021) 
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Vollzug des Wasserrechts und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung; 
Tektur zur Plangenehmigung für die Wiederherstellung des ursprünglichen natürlichen 
Ufers der Großen Laber auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 131/2, Gemarkung 
Niedereulenbach, Stadt Rottenburg a.d.Laaber, im Bereich der Außenmauer eines 
Flachlagers in der Nähe der Stau- und Triebwerksanlage Gallimühle auf dem Grundstück 
mit der Fl.Nr. 146, Gemarkung Niedereulenbach, Stadt Rottenburg a.d.Laaber 
 

Standortbezogene Vorprüfung 
 
Herr Josef Stigler beantragt eine Tektur zur Erteilung einer Plangenehmigung für die 
Wiederherstellung des ursprünglichen natürlichen Ufers der Großen Laber auf dem Grundstück mit 
der Fl.Nr. 131/2, Gemarkung Niedereulenbach, Stadt Rottenburg a.d.Laaber, im Bereich der 
Außenmauer eines Flachlagers in der Nähe der Stau- und Triebwerksanlage Gallimühle auf dem 
Grundstück mit der Fl.Nr. 146, Gemarkung Niedereulenbach, Stadt Rottenburg a.d.Laaber. 
 
Gemäß §5 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. 
V. m. Ziffer 13.18.2 der Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ zum UVPG ist für die 
Wiederherstellung des natürlichen Ufers eine standortbezogene Vorprüfung durchzuführen.  
 
Die standortbezogene UVP-Vorprüfung erfolgt gemäß § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Anlage 3 Nr. 2.3 
zum UVPG: 
Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art 
und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien): 
 

 Natura 2 000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes 
Nicht relevant 

 Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits oben 
erfasst 
Nicht relevant 

 Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, 
soweit nicht bereits oben erfasst 
Nicht relevant 

 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
Nicht relevant 

 Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes 
Nicht relevant 

 Geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
 Nicht relevant 

 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes 
Gesetzlich geschützte Biotope werden von dem Vorhaben weder unmittelbar noch mittelbar 
beeinträchtigt.  

 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete 
nach § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete nach § 76 des 
Wasserhaushaltsgesetzes, 
Wasserschutzgebiete oder Heilquellschutzgebiete sind nicht betroffen. Das Vorhaben liegt 
innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebiets der Großen Laber. Eine 
signifikante Änderung des Überschwemmungsgebiets aufgrund der geplanten Maßnahme 
ist jedoch nicht zu erwarten. 

 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten 
Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, 
Nicht relevant 

 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 
Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes, 
Nicht relevant 
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 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, 
Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten 
Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden 
sind. 
Nicht relevant 
 

Die beantragte Maßnahme betrifft das festgesetzte Überschwemmungsgebiet und das gesetzlich 
geschützte Biotop. Folglich ist gemäß §7 Abs. 2 Satz 5 UVPG unter Berücksichtigung der in 
Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob durch die Vorhaben mit erheblich 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen ist, was bei dem beantragten Vorhaben nicht der 
Fall ist.  
 
Fazit:  
Bei Prüfung aller zum Prüfungszeitpunkt bekannten Fakten ist keine Umweltverträglichkeits-
prüfung erforderlich.  
 
Dieses Vorprüfungsergebnis wird gemäß § 5 Absatz 2 UVPG bekanntgegeben. Die 
entscheidungsbegründenden Unterlagen können während der allgemeinen Dienststunden – nach 
vorheriger Terminabsprache - im Zimmer 405 des Landratsamts Landshut eingesehen werden. 
 
Landshut, 20.01.2021 
Landratsamt Landshut 
-Sachgebiet 23- 
 
gez. 
Herrmann 
 
(Nr. 23-6431.3-1-4861 vom 20.01.2021) 
 
 
 
Landshut, den 21.01.2021 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


